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k  ..^rnsoM die wirtschaßlicheLa-Vor ^.jengeseUschaften künftig

'  ̂̂ ''^n^enter werden. Für BilanzErfSgsrechnnng wird eine
ÄdestgUederung gesetzlich ver-
^Prt die - zusammen mit dem
Spnüdls zwingend vorgeschriebe
nen Bilanzanhang - ein aussage-
Priftiffpres BUd der wirtschafth-
SS Se und Ertragskraft ver-

halft Konzerne müssen eine kon
«oUdierte Rechnung vorlegen, und
die stillen Reserven werden wenig
stens bei ihrer Auflösung transpa-

Verstärkt wird sodann auch dieÄon-
trolle: Für die Revisionsstelle wird
künftig Unabhängigkeit vom Ver-
waltmigsrat und von einem aUfälh-
gen Mehrheitsaktionär postuliert,
und die Laienrevision soll ausge
schlossen werden. Auch sind die
Pflichten der Revisoren erweitert
worden. Schhesslieh wird sieherge
stellt, dass eine Revisionsstelle
überhaupt bestellt wird.
Zugunsten der Aktionäre werden
das Recht auf Bezug neuer Aktien
verstärkt und die Klagerechte - An
fechtung von Generalversamm-
lungsbeschlüssen und Anhebung
von Verantwortlichkeitsklagen ge
gen Verwaltung und Revisionsstelle
- erleichtert. Eine eigentliche Inno
vation ist sodann die Einführung
des sogenannten Sonderprüfers,
einer Art Treuhänder, der dem Ak
tionär die für die Ausübung seiner
Rechte nötigen Informationen auch
dann verschaffen soll, wenn sich die
Gesellschaft auf ein Geheimhal

tungsinteresse beruft.

Realistischere Ordnung
der Eigenkapitalbasis

Zugleich flexibler und schärfer und
insgesamt besser auf die Reahtät ab
gestimmt soll die Kapitalbasis der
AG ausgestaltet sein: Das Grund
kapital wird für neu zu gründende
Gesellschaften auf mirümal Fr.
100000.- erhöht, die Gründungs
vorschriften werden detaillierter
und der heutigen Praxis entspre
chend geregelt.
Uberarbeitet worden ist auch das
^^Pitalerhöhungsverfahren. Vor al
lem aber werden zwei neue Formen
her Kapitalerhöhung vorgesehen:
das sogenannte genehmigte und das
edingte Kapital. Mit dem geneh-

diigten Kapital kann die Kompetenz
^dr Kapitalerhöhung in gewissen
ehranken von der Generalver-
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Sammlung an die Verwaltung dele
giert werden. Bei der bedingten Er
höhung wird die Durchführung
einer Kapitalerhöhung abhängig
gemacht vom Entscheid derjeni
gen, die zum Bezug der neuen Ak
tien berechtigt sind (etwa von Wan
delobligationären oder von Mitar
beitern). Damit werden die Gesell
schaften künftig auf sogenannte
Vorratsaktien verziehten können.

Ein Kernstück der Reform ist so

dann die eingehende und strenge
Ordnung der Partizipationsscheine.
Diese haben sich bekanntlich im
geltenden Recht als Wildwuehs ent
wickelt, und sie sind in der Praxis
dem wenig passenden Recht der
Genussscheine unterstellt worden.

Der Partizipationssehein wird künf
tig weitgehend eine «Aktie ohne
Stimmrecht» sein, er soll im Prinzip
die gleichen Vermögensrechte wie
eine Aktie und einzelne Sehutzrech-

te vermitteln.

Einem Postulat von Publikumsge-
sellsehaften entsprechend soll
künftig der Mindestnennwert von
Aktien von Fr. 100.- auf Fr. 10.- her

abgesetzt werden.

Optimierung von Struktur und
Funktionsfähigkeit der Organe

Aufgabe und Arbeitsweise des Ver
waltungsrates werden im künftigen
Recht präziser umschrieben sein.
Auch soll das Gesetz in Zukunft eine
zuverlässige Antwort auf die heute
umstrittene Frage enthalten, inwie
weit der Verwaltungsrat Kompeten
zen an einzelne Mitglieder oder Di
rektoren delegieren darf.
Neu geordnet wird auch die persön
liche Verantwortlichkeit der Orga
ne, mit dem doppelten Ziel, die per-
sönhche Verantwortung von Mit
gliedern des Verwaltungsrates und
der Revisionsstelle auf ein vernünf
tiges Mass zu reduzieren, zugleich

aber auch das Klagerecht der Aktio
näre und Gläubiger zu erleichtern.
Die Generalversammlung von Pu
blikumsgesellschaften soll durch
eine gesetzliche Ordnimg des De
potstimmrechts aufgewertet wer
den. Femer sollen künftig qualifi
zierte Quoren nicht mehr am Ge
samtkapital, sondern am jeweils in
der Generalversammlung vertrete
nen Aktienkapital gemessen wer
den. Damit wird dem Umstand
Rechnung getragen, dass Puhh-
kumsgesellschaften heute nicht sel
ten völhg unbestrittene und sinn
volle Beschlüsse deshalb nicht fas

sen können, well es nicht gelingt,
die nötige Anzahl Aktien an die Ge
neralversammlung zu bringen.

Grund zum Feiern?

Prognosen über den Ahschluss der
Aktienreehtsreform haben sieh bis

her stets als zu optimistisch erwie
sen. Trotzdem erscheint es heute als
realistisch, das baldige Inkrafttre
ten des neuen Rechts zu prognosti
zieren: Die Ständeratskommission
hat sich bei den verbliebenen Diffe

renzen weitgehend dem National
rat angeschlossen. Zu diskutieren
bleibt im wesentlichen noch die Vin-
kulierungsfrage, wobei auch da die
Standpunkte einander bereits nä
hergerückt sind. Damit dürfte die
Differenzbereinigung vor der Win
tersession abgeschlossen werden,
das neue Recht noch dieses Jahr
feststehen und auf Anfang 1993 in
Kraft gesetzt werden können.
Zeit zum Feiern wird es dannzumal
freilich kaum geben: Vielmehr wird
sich der Gesetzgeber sogleich an
die Arbeit machen müssen, um ver
bliebene Pendenzen zu bereinigen:
- Verschiedene Bedürfnisse wer

den durch das reformierte Recht

nicht befriedigt. So fehlt es an
einem Konzernreeht (mit Aus
nahme der Konsohdlerungsvor-
sehriften) und einer Takeover-
Regelung.

- Überdies Ist die Ordnung der Ge
nossenschaft und der GmbH an

die im neuen Aktienrecht gesetz
ten Standards anzupassen.

- Schllesshch wird auch das Erfor

dernis der EG-Kompatibihtät
nach weiteren Anpassungen ru
fen.

Mit dem Abschluss der Reformar

beiten Ist danüt ein Etappenziel er
reicht - nicht mehr, aber auch nicht
weniger. ■
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